Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/2323 


Der Bundesminister der Justiz 

- 4 000/6 I - 20 355/64 - Bonn, den 4. Juni 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Verfolgung von Straftaten unter dem NS-Regime 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
- Drucksache IV/2213 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit den 
beteiligten Bundesressorts wie folgt: 

Zu Frage 1 

Die Verfolgung nationalsozialistischer Straftaten obliegt grund- 
sätzlich den Justizbehörden der Länder. Das Bundesjustizmi- 
nisterium wirkt nur im Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland 
mit. Die Länder haben durch geeignete Maßnahmen sicherge- 
stellt, daß bei allen für eine Strafverfolgung in Betracht kom- 
menden Personen rechtzeitig eine Unterbrechung der Verjäh- 
rung herbeigeführt wird. Dies gilt auch für Beschuldigte, die 
sich ihrer Aburteilung bisher durch Flucht oder auf andere 
Weise zu entziehen vermochten. Durch eine große Zahl bereits 
abgeschlossener und noch anhängiger Verfahren sind die NS- 
Verbrechen systematisch aufgeklärt worden. Es ist daher nicht 
mehr damit zu rechnen, daß künftig noch eine größere Anzahl 
bis jetzt unentdeckter Tatkomplexe oder Täter bekanntwird. 

Ich darf in diesem Zusammenhang daran erinnern, daß von 
deutschen Gerichten bis zum 1. Januar 1964 insgesamt 5 445 
Personen wegen nationalsozialistischer Verbrechen rechtskräf- 
tig verurteilt worden sind. Die Alliierten haben außerdem durch 
ihre Gerichte über 5 000 Personen wegen solcher Taten verur- 
teilt. Bis April 1964 sind bei der Zentralen Stelle der Landes- 
justizverwaltungen zur Aufklärung nationalsozialistischer Ver- 
brechen in Ludwigsburg 676 Vorermittlungsverfahren eingeleitet 
worden, von denen 479 an die zuständigen Staatsanwaltschaf- 
ten abgegeben werden konnten. Insgesamt dürften zur Zeit 
im Bundesgebiet rund 800 Verfahren wegen nationalsoziali- 
stischer .Straftaten anhängig sein. Sofern neue Taten bekannt- 
werden sollten, kann es sich voraussichtlich höchstens um Einzel- 
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Vorgänge oder Einzeltäter handeln, die im Rahmen bereits an- 
hängiger größerer Tatkomplexe entdeckt werden. 

Zu Frage 2 

a) Von dem im Bundesarchiv vorhandenen Material, das 
Unterlagen für die Verfolgung nationalsozialistischer Ver- 
brechen enthalten könnte, ist lediglich eine Anzahl von 
Akten, welche Dienststellen der Vereinigten Staaten von 
Amerika zurückgegeben haben, noch nicht vollständig 
durchgearbeitet. Die für eine Strafverfolgung ergiebig er- 
scheinenden Teile dieser Akten wurden jedoch bereits im 
Jahre 1960 von dem Leiter der Zentralen Stelle in Lud- 
wigsburg, Oberstaatsanwalt Schüle, und Staatsanwalt Hin- 
richsen in zweimonatiger Arbeit in den Vereinigten Staaten 
ausgewertet. 

Anfang 1962 wurde dieses Schriftgut, das Akten des Reichs- 
sicherheitshauptamtes, des Hauptamtes Ordnungspolizei, 
regionaler und lokaler Dienststellen der Sicherheitspoli- 
zei und des SD sowie der Ordnungspolizei, von Poli- 
zeitruppenteilen und -schulen sowie Unterlagen über 
einzelne Polizeiangehörige umfaßt, an das Bundesarchiv 
zurückgegeben. 

Da vorauszusehen war, daß seine ordnunsgemäße archi- 
varische Erschließung lange Zeit in Anspruch nehmen 
werde, wurde es in der Zeit vom 2. Oktober bis zum 
14. Dezember 1962 im Auftrag der Zentralen Stelle durch 
insgesamt zehn Kriminalbeamte gründlich und systema- 
tisch ausgewertet. Ein Staatsanwalt der Zentralen Stelle 
prüfte weitere Akten des Persönlichen Stabes Himmlers 
sowie solche des Hauptamtes SS-Geridit und des Kon- 
zentrationslagers Flossenbürg. Es wurden Fotokopien, Ab- 
schriften und Aktenauszüge gefertigt sowie Namenslisten 
aufgestellt. Von der Aktion ausgenommen blieben ledig- 
lich — abgesehen von den innerdeutschen SD-Dienststellen, 
in deren Schriftgut nichts Einschlägiges zu vermuten ist 
— die Akten des Befehlshabers der Sicherheitspolizei in 
Preßburg und der Einsatzgruppe Preßburg, die zusammen 
eine ganze Regaleinheit füllen und deren Auswertung 
die Zentrale Stelle den Staatsanwaltschaften überließ, die 
mit Verfahren wegen NS-Gewaltverbrechen in der Slo- 
wakei befaßt sind. Die in Betracht kommenden Staats- 
anwaltschaften bei den Landgerichten Dortmund und 
München I haben das Material bereits teilweise durch- 
gearbeitet. 

Inzwischen wurden nodi die in dem Mischbestand von 
Polizeiakten enthaltenen Akten des Reichssicherheitshaupt- 
amtes und seiner Vorbehörden als wichtigster Bestandteil 
im Umfang von rund 1000 Bänden archivarisch erschlossen 
und verzeichnet. Die dabei gefertigte Kartei ist dem 
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Generalstaatsanwalt beim Kammergericht in Berlin für 
die Ermittlungen gegen die Angehörigen des Reichssicher- 
heitshauptamtes bereits zur Verfügung gestellt worden, 
ebenso die Inhaltsanalysen aller in den USA vor der 
Rückgabe verfilmten Polizeiakten. 

Nach der Aktion im Herbst 1962 kann mit Sicherheit 
gesagt werden, daß sich in den Polizeiakten des Bundes- 
archivs keine Unterlagen über Tatbestände befinden, die 
nicht in einem bereits anhängigen Verfahren erfaßt sind 
und also verjähren könnten. Die Akten, die sich auf 
Konzentrationslager beziehen, sind ebenfalls bereits von 
den mit Verfahren wegen NS-Gewaltverbrechen in Konzen- 
trationslagern befaßten Staatsanwaltschaften herange- 
zogen worden. 

Auch die Akten von Behörden aus dem Geschäftsbereich 
des ehemaligen Reichsministeriums für die besetzten Ost- 
gebiete sind sowohl von der Zentralen Stelle als auch 
von einzelnen Staatsanwaltschaften geprüft worden. Es 
hat sich aber in ihnen kein einschlägiges Material er- 
mitteln lassen. Die Geheimakten dieser Dienststellen sind 
offenbar restlos vernichtet worden. 

b) Das Dokumentenmaterial, das in den westlichen Ländern 
lagert, ist bekannt. Es wird im Wege der Rechtshilfe 
herangezogen, soweit es im Einzelfall benötigt wird. 


c) 

und d) In der Antwort vom 21. Februar 1964 — Drucksache 
IV/1974 — zu Punkt 2 der Kleinen Anfrage der Fraktion 
der SPD vom 24. Januar 1964 — Drucksache IV/1866 — 
und in der Antwort vom 18. März 1964 — Drucksache 
IV/2085 — auf die Kleine Anfrage vom 3. März 1964 — 
Drucksache IV/2004 — hat der Herr Bundesminister des 
Innern darauf hingewiesen, daß sich die Bundesregie- 
rung um die Heranziehung des noch im kommunistischen 
Machtbereich befindlichen Dokumentenmaterials nachhaltig 
bemüht hat. Sie hat die östlichen Machthaber aufgefordert, 
das Material dem Bundesarchiv in Koblenz zur Verfü- 
gung zu stellen. Dem Bundesarchiv sind indes weder 
Originalakten noch Mikrofilme oder Ablichtungen zu- 
gegangen. Die Bundesregierung ist nach wie vor bereit, 
Material zu übernehmen, daß ihr auf diesem Wege zu- 
geleitet wird. Sie wird darüber hinaus prüfen, ob sich 
andere Möglichkeiten bieten, in den Besitz des erforder- 
lichen Materials zu gelangen. 


Dr. Bücher 
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